
 

Versorgungssicherheit vor Budgetverschiebung  

Mit großer Sorge blicken die AWO Bezirksverbände Potsdam und Brandenburg Ost mit ihren Kreis- und 

Ortsverbänden innerhalb der Verbandsgebiete auf den Referentenentwurf zum 

Pflegeneuordnungsgesetz.  

Durch die Einführung des Pflegebedürftigkeitsbegriffs (2017), dem Pflegeberufegesetz (2019) und nicht 

zuletzt durch das Befugniserweiterungs- und Entbürokratisierungsgesetz (2025) konnte die Pflege in 

den letzten 10 Jahren weiterentwickelt werden.  

Der neue Entwurf droht diese Erfolge zu torpedieren. Trotz aller Reformen widerspricht die 

Pflegeversicherung in ihrer Struktur als Teilleistungsprinzip bereits heute ihren eigenen gesetzlichen 

Bestimmungen. Sie schafft eben kein System, in dem eine gesamtgesellschaftliche Verantwortung 

übernommen wird (vgl. § 8 Abs. 1 SGB XI). Stattdessen wird die Pflegeverantwortung bewusst auf 

Familien ausgelagert. Gesamtgesellschaftliche Pflege bedeutet derzeit real: Privatpersonen – 

insbesondere Frauen – werden mit geringen Mitteln der Pflegeversicherung alleingelassen. Trotz 

professioneller Angebote entscheidet letztlich der private Geldbeutel darüber, wer würdevolle Pflege 

erhält und wer davon ausgeschlossen wird. 

Nicht zu vergessen war die Stärkung der professionellen Pflege durch die Steigerung der Attraktivität 

des Pflegeberufs, Bekämpfung des Fachkräftemangels und Klarstellung der vorbehaltlichen Tätigkeiten.  

Durch die geplante Reform sehen wir die pflegerische Versorgungssituation existenziell und massiv 

bedroht. Das geplante Gesetz wird die ohnehin bestehenden Belastungssituationen privater 

Pflegepersonen zusätzlich verschärfen. Zugleich sorgt es dafür, dass die bestehende professionelle 

Infrastruktur unzugänglicher wird, wodurch ein Abbau der Leistungen von Pflegediensten, stationären 

Einrichtungen etc. als Folge zu erwarten ist. Damit wird nicht nur die Qualität der häuslichen Pflege 

gefährdet, sondern auch die ambulante professionelle Pflege stark gefährdet.  

 

Pflegebegleitung – Wegfall der pflegefachlichen Beratung, Schulung und Begleitung  

Ein geplanter Wegfall der Pflegeberatungen durch ambulante Pflegedienste bedeutet einen 

gravierenden Rückschritt in der professionellen Versorgung pflegebedürftiger Menschen im gesamten 

Bundesgebiet. Allein im Land Brandenburg werden über 85% der pflegebedürftigen Menschen in der 

eigenen Häuslichkeit durch pflegende An- und Zugehöre und/oder ambulanten Pflegediensten versorgt. 

Eine regelmäßige pflegefachliche Beratung, Schulung und Begleitung der pflegebedürftigen 

Menschen sowie dessen pflegenden An- und Zugehörigen ist ein zentraler Baustein zur Prävention und 

Früherkennung von zunehmender Pflegebedürftigkeit und Unterversorgung. Sie trägt wesentlich zur 

Sicherung der Versorgungsqualität bei und unterstützt durch gezielte Anleitung und Beratung pflegende 

An- und Zugehörige Überforderungen zu vermeiden und gibt ihnen „Handwerkszeug“ für eine bedarfs- 

und bedürfnisorientierte pflegerische Versorgung.  

Ebenso entfällt durch die geplante Pflegebegleitung ein großer Aufgabenteil und Auftrag von 

ambulanten Pflegediensten, es droht eine Pflege, die „nur“ auf körperbezogene Maßnahmen und 

Behandlungspflege reduziert wird. Im Kontext der Professionalisierung und Attraktivitätssteigerung des 

Pflegeberufs ist dies fatal und verschärft den wachsenden Fachkräftemangel zusätzlich – denn vor allem 

für alleinerziehende Elternteile oder Pflegefachkräften, die aufgrund von gesundheitlichen 

Einschränkungen nicht mehr die körperlich anspruchsvolle direkte Pflege ausüben können, fällt ein 

großer Arbeitsbereich weg. 

Aberkennen der Refinanzierung von Tariflöhnen 

Durch die geplanten Begrenzungen der Vergütungsentwicklung entlang der Grundlohnrate wird die 

vollständige Refinanzierung tariflicher Steigerungen gefährdet. Da die Personalkosten in ambulanten 

Pflegediensten (70-80%) und in stationären Pflegeeinrichtungen (60-70%) einen Großteil der 

Gesamtkosten ausmachen, führt eine Deckelung dieser Kosten innerhalb kurzer Zeit zu wirtschaftlichen 

Schieflagen und Insolvenzen. Somit ist eine flächendeckende professionelle pflegerische Versorgung 



gefährdet. Als Arbeiterwohlfahrt setzen wir uns mit einer tariflichen Entlohnung für eine transparente 

Gehaltsstrukturen, faire Arbeitsbedingungen und soziale Sicherheit unserer Mitarbeitenden ein.  

Sozialraumbudget – Ausschluss ambulanter Pflegedienste und Tagespflegen  

Die geplante Umstellung des bisherigen Entlastungsbeitrags für alle Pflegegrade zu einem 

Sozialraumbudget für die Pflegerade 2 bis 5 führt zu einer deutlichen Mehrbelastung der pflegenden 

An- und Zugehörigen sowie der Wegfall eines weiteren Angebotes einer professionellen Pflegeleistung.  

Da Pflegebedürftigen mit einem Pflegegrad 1 diese Leistung zukünftig nicht mehr gewährleistet wird, 

entfällt ein zentraler niedrigschwelliger Zugang zur Präventions- und Unterstützungsangeboten. Zudem 

ginge eine wichtige Entlastung pflegender An- und Zugehöriger verloren, da die Eigenanteile für die 

Tages- und Kurzzeitpflege nicht mehr durch den Entlastungsbetrag abgefedert werden können und 

somit die Inanspruchnahme eingeschränkt, wenn nicht sogar gänzlich wegfallen. Für die Betroffenen 

bedeutet das im Alltag: Einsamkeit, soziale Isolation und der Kollaps stabiler häuslicher 

Pflegesituationen. 

 

Fazit 

Der derzeitige Referentenentwurf des Pflegeneuordnungsgesetz und die damit geplanten gesetzlichen 

Neuregelungen schwächen massiv die pflegerische Versorgung nicht nur im Land Brandenburg, 

sondern im gesamten Bundesgebiet. So blicken wir mit den geplanten gesetzlichen Neureglungen auf 

eine Verschärfung des Personalmangels, auf das Sterben von ambulanten Pflegediensten, starke 

ansteigende Belastungen für pflegende An- und Zugehörige sowie massive Veränderung der 

vollstationären Versorgungssituation.  

Wir fordern daher:  

• Die gesetzliche Verankerung ambulanter Pflegedienste als Anbieter von Beratung, Schulung 

und Anleitung muss erhalten bleiben und müssen verbindlich in die geplante Pflegebegleitung 

eingebunden werden.  

• Die vollumfängliche Tarifanerkennung muss erhalten bleiben und darf nicht als unwirtschaftlich 

abgelehnt werden.  

• Das geplante Sozialraumbudget muss weiterhin für pflegebedürftige Menschen ab Pflegegrad 

1 gelten und für professionelle Unterstützung durch ambulante Pflegedienste sowie für die 

Kurzzeit- und Tagespflege zur Verfügung stehen.  

 

Professionelle Pflege ist weit mehr als bloße Pflichterfüllung oder reine Existenzsicherung: Sie 

gestaltet das Leben, begleitet, berät, sichert Lebensqualität und wahrt die Würde. Eben diese 

elementare Wertekultur der Pflege sehen wir durch den vorliegenden Referentenentwurf jedoch akut 

gefährdet. 


